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1. Instanz

Aktenzeichen S 2 RJ 1298/01 A
Datum 20.08.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 RJ 508/03
Datum 23.11.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 20. August 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
I. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitgegenstand ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die 1942 geborene KlÃ¤gerin ist kroatische StaatsangehÃ¶rige mit Wohnsitz in ihrer
Heimat. Sie hat keinen Beruf erlernt und erhÃ¤lt nach Einstellung ihrer
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung im August 1999 und anschlieÃ�endem
Invalidenrentenbezug in Kroatien seit 01.09.2000 Altersrente.

In Deutschland war sie das gesamte Jahr 1992 und von Januar 1994 bis Oktober
1995 versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Sie hat nach ihren eigenen Angaben als
KÃ¼chenhilfe und ZimmermÃ¤dchen gearbeitet. Seit 01.11.2002 erhÃ¤lt sie
entsprechend dem Bescheid der Beklagten vom 04.11.2002 Altersrente.
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Am 23.02.2000 beantragte sie die GewÃ¤hrung von Rente wegen
Erwerbsminderung. Im Formblattgutachten vom 23.04.2001 werden unter
BerÃ¼cksichtigung umfangreicher kardiologischer, neurologischer und
psychiatrischer Befunde Angina pectoris stabilis mit kompensiertem cor,
altersentsprechende degenerative WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderung und eine noch
kurable angiÃ¶s depressive Neurose als relevante GesundheitsstÃ¶rungen genannt.
Im zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf sei sie lediglich unter zweistÃ¼ndig einsatzfÃ¤hig,
leichte und mittelschwere Arbeiten in geschlossenen RÃ¤umen, zu ebener Erde,
ohne Schicht, besonderen Zeitdruck, einseitige KÃ¶rperhaltung, hÃ¤ufiges
BÃ¼cken, Heben und Tragen von Lasten und ohne besondere Anforderung an die
nervliche Belastbarkeit seien zumutbar. Dr.D. vom Sozialmedizinischen Dienst der
Beklagten hielt demgegenÃ¼ber leichte bis mittelschwere Arbeiten zu ebener Erde,
ohne besonderen Zeitdruck, in geschlossenen RÃ¤umen, ohne Heben und Tragen
von Lasten fÃ¼r sechs Stunden und mehr zumutbar Daraufhin lehnte die Beklagte
den Rentenantrag mit Bescheid vom 17.07.2001 ab. Weder nach altem noch neuem
Recht stehe ein Anspruch zu, da die KlÃ¤gerin nicht in relevantem AusmaÃ�
erwerbsgemindert sei.

Im Widerspruchsverfahren machte die KlÃ¤gerin geltend, herzkrank zu sein und
viele andere Krankheiten zu haben. Unter Hinweis auf die schlÃ¼ssige Beurteilung
durch ihren Beratungsarzt wies die Beklagte den Widerspruch mit Bescheid vom
07.11.2001 zurÃ¼ck.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 23.11.2001 Klage erhoben. Nachdem sie der
Vorladung zur medizinischen Untersuchung aus gesundheitlichen bzw. finanziellen
GrÃ¼nden nicht gefolgt ist, hat das Sozialgericht die Klage mit Gerichtsbescheid
vom 20.08.2003 abgewiesen.

Gegen den am 20.08.2003 ausgehÃ¤ndigten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am
22.09.2003 Berufung eingelegt und vorgetragen, die Behauptung, die
Invalidenkommission habe ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen bejaht, mÃ¼sse
falsch sein. Am 10.05.2004 ist sie im Auftrag des Senats von dem Psychiater Dr.S.
und dem Internisten Dr.E. untersucht worden. Dr.S. hat die von ihr mitgebrachten
aktuellen Befunde aus der Heimat berÃ¼cksichtigt und im Gutachten vom
27.05.2004 als wesentliche GesundheitsstÃ¶rungen eine anhaltende somatoforme
SchmerzstÃ¶rung sowie einen Analgetika- und Benzodiazepinabusus festgestellt.
Seines Erachtens kann die KlÃ¤gerin noch acht Stunden arbeiten. Unter
Inanspruchnahme von therapeutischer Ã¤rztlicher Hilfe kÃ¶nne sie sich auch auf
eine andere als die bisher ausgeÃ¼bte ErwerbstÃ¤tigkeit umstellen. Dr.E. hat in
seinem Gutachten vom 29.06.2004 folgende wesentliche GesundheitsstÃ¶rungen
festgestellt: Arterieller Hypertonus, Schweregrad I, coronare Herzerkrankung,
degenerative GelenkverÃ¤nderungen, (Heberdenarthrosen, Rhizarthrose links,
Verdacht auf Gonarthrose und rezidivierendes HalswirbelsÃ¤ulen- und
LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom ohne Wurzelreiz.

Die Diagnosen auf internistischem Fachgebiet lÃ¤gen seit 01.09. 1999 vor,
Beschwerden im Halsbereich seien erst seit einiger Zeit vorhanden und
SchilddrÃ¼senverÃ¤nderungen wÃ¼rden erst in den letzten Befunden vom MÃ¤rz
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diesen Jahres mitgeteilt. Die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, unter den Ã¼blichen
Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses acht Stunden am Tag zu arbeiten. Infrage
kÃ¤men leichte TÃ¤tigkeiten, Ã¼berwiegend im Sitzen mit gelegentlichem Wechsel
der Position in geschlossenen und trockenen RÃ¤umen. Nicht mehr mÃ¶glich seien
TÃ¤tigkeiten mit hÃ¤ufigen Zwangshaltungen und hÃ¤ufigem BÃ¼cken, dem Heben
und Tragen von schweren Lasten, auf Leitern und GerÃ¼sten, unter Zeitdruck, mit
hÃ¤ufigem Treppensteigen und mit besonderen Anforderungen an die
Geschicklichkeit der Finger.

Die Beklagte hat sich nach AnhÃ¶rung ihres Beratungsarztes der Beurteilung der
SachverstÃ¤ndigen angeschlossen. Die KlÃ¤gerin hat am 18.Oktober 2004 auf die
Aufforderung, aktuelle HNO-Befunde zu Ã¼bersenden, lediglich mitgeteilt, dass sie
nicht in der Lage sei, acht Stunden irgendwelche Arbeiten zu verrichten.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 20.08. 2003 aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung ihres
Bescheides vom 17.07.2001 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
07.11.2001 zu verurteilen, ihr ab 23.02.2000 Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Landshut vom 20.08.2003 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Beklagtenakten, der Akten des
Sozialgerichts Landshut sowie der Berufungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, erweist sich
jedoch als unbegrÃ¼ndet. Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Landshut vom
20.08.2003 ist ebenso wenig zu beanstanden, wie der Bescheid der Beklagten vom
17.07.2001 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 07.11.2001. Die
KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.
Sie ist weder berufsunfÃ¤hig noch erwerbsunfÃ¤hig oder erwerbsgemindert.

Da die KlÃ¤gerin seit 01.11.2002 Altersrente bezieht, ist lediglich der Zeitraum von
der Antragstellung im Februar 2000 bis zum Rentenbeginn am 31.10.2002 strittig.
Neben Altersrente wird keine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit
geleistet (Â§ 89 SGB VI).

PrÃ¼fungsmaÃ�stab ist wegen des Zeitpunkts der Rentenantragstellung die bis
31.12.2000 maÃ�gebende Rechtslage. Danach stand Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit beim Vorliegen besonderer versicherungsrechtlicher
Voraussetzungen dann zu, wenn der Versicherte berufsunfÃ¤hig war.
BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
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die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs.2 Satz 1, 2, 4 SGB VI a.F.).
Zwar ist das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin soweit beeintrÃ¤chtigt, dass ihr im
strittigen Zeitraum die zuletzt ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung als ZimmermÃ¤dchen
nicht mehr mÃ¶glich war. Dies ist angesichts der von der Invalidenkommission,
aber auch von Dr.E. genannten LeistungseinschrÃ¤nkungen wie beispielsweise
hÃ¤ufiges Treppensteigen, hÃ¤ufiges BÃ¼cken und Heben und Tragen von
schweren Lasten ohne Weiteres nachvollziehbar. Die KlÃ¤gerin kann jedoch keinen
Berufsschutz in Anspruch nehmen. Ihr ist die AusÃ¼bung anderer Arbeit zumutbar.

Die soziale Zumutbarkeit der VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der sozialen
Wertigkeit des bisherigen Berufs. Ausschlaggebend ist hierbei die QualitÃ¤t der
verrichteten Arbeit, d.h. der aus einer Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert
der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Dabei ist allein auf das Erwerbsleben in Deutschland
abzustellen. Dem Versicherten ist die Verweisung auf die im Vergleich zu seinem
bisherigen Beruf nÃ¤chstniedrige Gruppe zumutbar (stÃ¤ndige Rechtsprechung,
u.a. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 RVO Nr.5).

Die KlÃ¤gerin hat keinen Beruf erlernt und war in Deutschland als KÃ¼chenhilfe und
als Zimmerfrau versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Sie ist damit der Gruppe der
Ungelernten zuzuordnen und auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar.

Das bei der KlÃ¤gerin feststellbare RestleistungsvermÃ¶gen reicht auch aus,
derartige TÃ¤tigkeiten vollschichtig zu verrichten. Mit dieser Beurteilung stÃ¼tzt
sich der Senat auf die Ã¼berzeugenden und ausfÃ¼hrlichen Darlegungen der
SachverstÃ¤ndigen Dres. E. und S. , die die KlÃ¤gerin persÃ¶nlich untersucht, die
vorhandenen Vorbefunde sorgfÃ¤ltig gewÃ¼rdigt und ihre Beurteilung schlÃ¼ssig
begrÃ¼ndet haben. Mit ihren umfangreichen Untersuchungen haben sie das von
Dr.D. beschriebene Leistungsprofil bestÃ¤tigt, wonach lediglich qualitative
EinschrÃ¤nkungen zu berÃ¼cksichtigen sind. Bei den Doktoren S. und E. handelt es
sich um neutrale und kompetente SachverstÃ¤ndige, die als langjÃ¤hrige Gutachter
im Bereich der Bayerischen Sozialgerichtsbarkeit Ã¼ber umfangreiches
Erfahrungswissen verfÃ¼gen und sich durch ihre genaue und differenzierte
Betrachtungsweise auszeichnen. Dr.S. hat zudem die fÃ¼r das psychiatrische
Gutachten besonders bedeutsame Anamneseerhebung in der Muttersprache der
KlÃ¤gerin durchfÃ¼hren kÃ¶nnen.

Zwar erhielt die KlÃ¤gerin vom 01.09.1999 bis zum Bezug von Altersrente ab
01.09.2000 Invalidenrente. Berufs- und ErwerbsunfÃ¤higkeit sind jedoch â�� worauf
das Sozialgericht zutreffend hinweist â�� allein nach den deutschen
Rechtsvorschriften und entsprechend den hier entwickelten sozialmedizinischen
GrundsÃ¤tzen festzustellen. Etwas anderes, insbesondere eine Bindung an die
Entscheidung anderer RentenversicherungstrÃ¤ger, ergibt sich auch nicht aus dem
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zwischenstaatlichen Sozialversicherungsabkommen mit Kroatien. Die deutschen
SachverstÃ¤ndigen haben die von der Invalidenkommission genannten
GesundheitsstÃ¶rungen nicht negiert. Zudem haben die kroatischen Ã�rzte die
KlÃ¤gerin zwar als Zimmerfrau fÃ¼r nicht mehr vollschichtig leistungsfÃ¤hig
gehalten, hingegen leichte und mittelschwere Arbeiten mit qualitativen
EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r durchaus zumutbar erachtet. Dies ergibt sich zweifelsfrei
aus den Akten und kann von der KlÃ¤gerin nicht bestritten werden.

An erster Stelle hat die Invalidenkommission im Gutachten vom 23.04.2001
GesundheitsstÃ¶rungen auf internistischem Fachgebiet, nÃ¤mlich eine Angina
pectoris, genannt. Die jetzt durchgefÃ¼hrte umfangreiche Untersuchung ergab ein
leichtgradiges Hochdruckleiden, das mit einer niedrigen Medikamentendosis gut
eingestellt ist. Als GefÃ¤Ã�risikoprofil liegen eine HyperlipidÃ¤mie, ein Diabetes
mellitus und ein Ã�bergewicht vor. Da der Diabetes allein durch DiÃ¤t noch
eingestellt werden kann, ergeben sich keine wesentlichen qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen. Schwerwiegende GefÃ¤Ã�verÃ¤nderungen aufgrund
des GefÃ¤Ã�risikoprofils konnten nicht nachgewiesen werden. FÃ¼r die
vordiagnostizierte coronare Herzerkrankung liegen keine eindeutigen Befunde vor.
Mit Sicherheit kann eine sozialmedizinisch relevante coronare Herzerkrankung
ausgeschlossen werden. Eine Belastbarkeit fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten
ist mit Sicherheit gegeben.

Eine angebliche Lungenerkrankung war nicht objektivierbar. Der klinische Befund
war vÃ¶llig unauffÃ¤llig, bei der Spirometrie waren keine pathologischen
VerÃ¤nderungen nachzuweisen.

StÃ¤ndige Schmerzen im Hals- und LendenwirbelsÃ¤ulenbereich gehen auf ein
rezidivierendes HalswirbelsÃ¤ulen- und LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom zurÃ¼ck, wie
es bereits von den kroatischen FachÃ¤rzten bescheinigt worden ist. Wesentliche
FunktionseinschrÃ¤nkungen an der WirbelsÃ¤ule oder eine Wurzelreizsymptomatik
lieÃ�en sich hingegen nicht nachweisen. Auch im Rahmen der nervenÃ¤rztlichen
Begutachtung ergab sich ein unauffÃ¤lliger Neurostatus. BestÃ¤tigt werden
konnten hingegen arthrotische VerÃ¤nderungen an den Fingergelenken beidseits im
Sinne von Heberdenarthrosen. Das Daumengrundgelenk links ist dick und
druckschmerzhaft im Sinne einer Rhizarthrose. Die Streckung des 5. Fingers ist
beidseits nicht vollstÃ¤ndig mÃ¶glich, links ist ein beginnender Dupuytren zu
diagnostizieren. Wesentlich erscheint, dass die grobe Kraft ausreichend und der
Faustschluss gut mÃ¶glich sind; eine mÃ¤Ã�ige Innenhandbeschwielung zeigt, dass
manuelle TÃ¤tigkeiten noch ausgeÃ¼bt werden.

Auf psychiatrischem Fachgebiet war eine somatoforme SchmerzstÃ¶rung zu
diagnostizieren. Bei emotionaler Schwingungsbreite war die KlÃ¤gerin nicht
hochgradig depressiv. Trotz zahlreicher Krankheitssymptome war der Leidensdruck
nicht so stark ausgeprÃ¤gt, dass breit erweiterte zusÃ¤tzliche psychiatrische und
psychotherapeutische MaÃ�nahmen dringend erforderlich wÃ¤ren. Sie ist noch
immer fÃ¤hig, mit den wesentlichen Anforderungen des tÃ¤glichen Lebens fertig zu
werden. Es handelt sich auch nicht um einen Dauerzustand; nach Ansicht Dr.S.
kÃ¶nnen weitere therapeutische MÃ¶glichkeiten in Anspruch genommen werden, so
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dass aus psychiatrischer Sicht von einer vollschichtigen EinsatzfÃ¤higkeit
auszugehen ist.

Die AbklÃ¤rung des bei der Untersuchung in Deutschland vordergrÃ¼ndigen
Beschwerdebilds einer chronischen Heiserkeit konnte unterbleiben. Zwar hat Dr.E.
eine ausfÃ¼hrliche Diagnostik angeraten, um einen Tumor im Halsbereich
auszuschlieÃ�en. Hierzu hat die KlÃ¤gerin trotz Aufforderung von Seiten des Senats
nichts beigetragen. Da diese Beschwerden laut ihren Angaben gegenÃ¼ber Dr.S.
erst seit einem Jahr vorhanden sind und die Diagnose eines Knotens im linken
SchilddrÃ¼senlappen erst 2004 gestellt worden ist, ist der strittige Zeitraum bis
31.10.2002 nicht tangiert.

Der von der Invalidenkommission geÃ¤uÃ�erte Verdacht auf
DurchblutungsstÃ¶rungen des Gehirns lieÃ� sich nicht erhÃ¤rten. Es fielen keine
kognitiven LeistungseinbuÃ�en auf, die Angaben zur Vorgeschichte erfolgten
korrekt und ohne VerzÃ¶gerungen. Die Untersuchung ergab insgesamt keine
Anhaltspunkte fÃ¼r ein beginnendes organisches Psychosyndrom, wie dies vom
behandelnden Psychiater angenommen wird.

Unter BerÃ¼cksichtigung ihrer GesundheitsstÃ¶rungen kann die KlÃ¤gerin lediglich
leichte TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Sitzen mit gelegentlichem Wechsel der
Position erbringen. Die TÃ¤tigkeiten sollten in geschlossenen und temperierten
RÃ¤umen stattfinden. Nicht mehr mÃ¶glich sind hÃ¤ufige Zwangshaltungen,
hÃ¤ufiges BÃ¼cken und Heben und Tragen von schweren Lasten. Zu vermeiden
sind ebenfalls TÃ¤tigkeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, unter Zeitdruck, mit
hÃ¤ufigem Treppensteigen und TÃ¤tigkeiten, die besondere Anforderungen an die
Geschicklichkeit der Finger stellen.

Im Positiven kann die KlÃ¤gerin noch leichte und ruhige Arbeiten zu ebener Erde,
Ã¼berwiegend im Sitzen vollschichtig erbringen. Mit diesem
RestleistungsvermÃ¶gen ist sie in der Lage, eine Vielzahl von TÃ¤tigkeiten zu
verrichten, wie sie Ã¼blicherweise von ungelernten Arbeitern gefordert werden.
Angesichts des uneingeschrÃ¤nkten Seh- und HÃ¶rvermÃ¶gens und ausreichender
FunktionsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde erscheinen Verrichtungen wie z.B. Zureichen,
Abnehmen, Bedienung von Maschinen, Aufsicht und Kontrolle mÃ¶glich. Die
PrÃ¼fung einer Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen
erÃ¼brigt sich daher ebenso wie die Benennung einer konkreten
VerweisungstÃ¤tigkeit (vgl. BSG, Urteil vom 11.Mai 1999 in NZS 2000, S.96).

Die KlÃ¤gerin, die keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit hat, weil
sie zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten verrichten konnte, hat erst recht keinen
Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs.1 SGB VI a.F.,
weil sie die noch strengeren Voraussetzungen des Begriffs der ErwerbsunfÃ¤higkeit
im Sinne des 2. Absatzes dieser Vorschrift nicht erfÃ¼llt. Das vorhandene
RestleitungsvermÃ¶gen gestattete es ihr, mittels einer regelmÃ¤Ã�igen
ErwerbstÃ¤tigkeit mehr als geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte zu erzielen. Weil davon
auszugehen ist, dass die KlÃ¤gerin noch acht Stunden vollschichtig tÃ¤tig sein
konnte, scheidet auch ein Anspruch nach dem ab 1. Januar 2001 geltenden Â§ 43

                               6 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html


 

SGB VI aus, der Renten wegen Erwerbsminderung erst vorsieht, wenn der
Versicherte auÃ�erstande ist, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein.

Ob der KlÃ¤gerin in Deutschland â�� nur hierauf kann es ankommen â�� ein
Arbeitsplatz tatsÃ¤chlich vermittelt werden kann, ist rechtlich unerheblich, weil
vollschichtig einsetzbar Versicherten der Arbeitsmarkt offen steht und das Risiko
der Arbeitsplatzvermittlung von der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung und
nicht von der gesetzlichen Rentenversicherung zu tragen ist (vgl. u.a. BSG SozR
3-2200 Â§ 1246 Nr.50). Entscheidend ist, dass die KlÃ¤gerin die vollschichtige
TÃ¤tigkeit unter betriebsÃ¼blichen Bedingungen erbringen konnte, weil
zusÃ¤tzliche Pausen nicht erforderlich waren und die Anmarschwege zur Arbeit
problemlos zurÃ¼ckgelegt werden konnten. SchlieÃ�lich ist die KlÃ¤gerin auch
unter Inanspruchnahme Ã¤rztlicher Mithilfe umstellungsfÃ¤hig.

Aus diesen GrÃ¼nden war die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Asb.2 SGG), sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 14.02.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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